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Die o. a. Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundes- 
regierung wie folgt: 


1. Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Parlament eine eigene 

Stellungnahme zu diesem Mitbestimmungsgutachten vorzulegen? 

Wenn ja, wann ist mit dieser Vorlage zu rechnen? 

Die Bundesregierung hat sich bei der Zuleitung des Berichts 
der Mitbestiminungskommission an den Deutschen Bundestag 
ausdrücklich eine Stellungnahme hierzu Vorbehalten. Sie soll im 
Sommer dieses Jahres vorgelegt werden. Die Stellungnahme 
erfordert nicht nur eine Abstimmung unter den beteiligten 
Ressorts. Es sollen auch die Erklärungen von Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbänden, von denen zur Zeit nur vorläufige 
Stellungnahmen mit kontroversen Aussagen vorliegen, für die 
Prüfung herangezogen werden. 

Das umfangreiche Gutachten wirft zudem zahlreiche, schwierige 
juristische Probleme auf. Während die bestehenden gesetzlichen 
Vorschriften über die Mitbestimmung das geltende Gesell- 
schaftsrecht im wesentlichen nur überlagern, es seiner Struktur 
nach jedoch unverändert lassen, beinhalten die Empfehlungen 
der Kommission tiefgreifendere Änderungen des Rechts der 
Unternehmens Verfassung. 
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2. Beabsichtigt die Bundesregierung nunmehr nach Vorliegen des 
Gutachtens, einen Gesetzentwurf über die erweiterte Mit- 
bestimmung in Großunternehmen vorzulegen? 


Die Antwort hierauf ist mit der Stellungnahme der Bundes- 
regierung zur Frage 1 verbunden. 

Die Bundesregierung weist jedoch darauf hin, daß sie noch in 
diesem Jahre den Entwurf eines neuen Betriebsverfassungs- 
gesetzes vorlegen wird, das einen wichtigen Bereich der Mit- 
bestimmung neugestalten soll. Diejenigen Teile des Professoren- 
gutachtens, die sich auf die Betriebsverfassung beziehen, werden 
bei den Vorarbeiten herangezogen. Schon die Regierungser- 
klärung des Herrn Bundeskanzlers vom 28. Oktober 1969 hat 
der Novellierung des Betriebsverfassungsgesetzes Vorrang ein- 
geräumt. Angesichts des Umfanges und der Bedeutung dieses 
Gesetzeswerkes erscheint es der Bundesregierung sachgerecht, 
die Weiterentwicklung der Mitbestimmung mit der Neugestal- 
tung des Betriebsverfassungsrechts einzuleiten. 


Dr. Auerbach 



